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Richtlinien 02.05.2001 

Das Präsidium der Justus-Liebig-Universität Gießen hat am 2. Mai 2001 gemäß § 
42 Absatz 7 des Hessischen Hochschulgesetzes in der Neufassung vom 31. Juli 
2000 (HHG 2000) die folgenden Richtlinien beschlossen: 

Richtlinien 
 

der Justus-Liebig-Universität Gießen  
für Partnerschafts-, Kooperations- und Austauschabkommen  

mit ausländischen Hochschulen  
 

vom 2. Mai 2001 
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I. Allgemeines 

§ 1 
Arten der Abkommen 

(1) Die Justus-Liebig-Universität 
schließt mit ausländischen Hoch-
schulen nach näherer Bestimmung 
durch diese Richtlinien die folgenden 
Abkommen ab:  

1. Partnerschaftsabkommen (§ 3),  

2. Kooperationsabkommen (§§ 5, 6) 
oder  

3. Austauschabkommen (§ 12). 

(2) Die in Absatz 1 genannten Ab-
kommen werden in einem zweistufi-
gen Verfahren überprüft. Entspricht 
der Entwurf des beabsichtigten Ab-
kommens den Voraussetzungen 
dieser Richtlinien, kann über den 
endgültigen Vertragsabschluss ver-
handelt werde. Das Abkommen kann 
erst dann in Kraft treten, wenn das in 
diesen Richtlinien bestimmte Organ 
oder Gremium der Justus-Liebig-
Universität dem endgültigen Text des 
Abkommens zugestimmt hat und das 
Abkommen unterzeichnet worden ist. 

(3) Der ausgehandelte Text des 
Abkommens ist auch in deutscher 
Sprache abzufassen. In dem Ab-
kommen ist festzuhalten, dass der 
deutschsprachige Text in gleicher 
Weise verbindlich ist. 

(4) Alle in Absatz 1 genannten Ab-
kommen sind durch die Präsidentin 
oder den Präsidenten zu unterzeich-
nen, der oder dem die Vertretung der 
Universität nach außen obliegt. Die 
vorstehenden Absätze gelten auch 
für Änderungen bestehender Ab-
kommen. 

(5) Für Abkommen kann die Justus-
Liebig-Universität den Fachbereichen 
grundsätzlich keine zusätzlichen 
Mittel zur Verfügung stellen. 

§ 2 
Beauftragte 

(1) Für jedes Partnerschaftsabkom-
men, Kooperationsabkommen und 
Austauschabkommen ist eine Beauf-
tragte oder ein Beauftragter für eine 
zweijährige Amtszeit zu wählen. Eine 
Wiederwahl ist möglich.  

(2) Die oder der Beauftragte berichtet 
jährlich, wie sich die Beziehungen 
nach dem Abkommen entwickelt 
haben (Jahresbericht). 

§ 3 
Zweck von Abkommen 

Der Abschluss von Abkommen mit 
ausländischen Hochschulen oder 
Institutionen kommt insbesondere in 
Betracht, wenn 

1.  dadurch der Zugang zu einer 
ausländischen Hochschule oder 
Institution geöffnet wird; 

2.  der Austausch von Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern er-
leichtert und 

3.  der Austausch von Studierenden 
und Doktorandinnen und Dokto-
randen ermöglicht wird oder 

4. Drittmitteln für gemeinsame For-
schungsprojekte leichter einge-
worben werden können und 

5. es sich um längerfristige Interes-
sen der Beteiligten handelt. 
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II. Partnerschaftsabkommen 

§ 4 
Partnerschaftsabkommen 

(1) Die Justus-Liebig-Universität 
Gießen kann – unter Beachtung der 
allgemeinen Vorgaben des Ersten 
Abschnitts – mit ausländischen Uni-
versitäten und vergleichbaren wis-
senschaftlichen Hochschulen „Part-
nerschaftsabkommen“ abschließen, 
wenn der Abschluss im Gesamtinte-
resse der Universität liegt und das 
gesamte Fächerspektrum oder ein 
größerer Teil des Fächerspektrums 
der Justus-Liebig-Universität betrof-
fen ist. 

(2) Über den Abschluss, die Ände-
rung oder die Aufhebung von Part-
nerschaftsabkommen entscheidet 
nach Anhörung des Senats das 
Präsidium.  

§ 5  
Partnerschaftsbeauftragte, 

Berichterstattung 

(1) Die oder der Partnerschaftsbeauf-
tragte wird auf Vorschlag der Präsi-
dentin oder des Präsidenten vom 
Präsidium gewählt. Sie oder er legt 
ihren oder seinen Jahresbericht der 
Präsidentin oder dem Präsidenten 
vor und vertritt ihn gegebenenfalls 
vor dem Präsidium. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsi-
dent berichtet einmal im Jahr dem 
Senat über die Entwicklung der Part-
nerschaften der Justus-Liebig-
Universität mit ausländischen Hoch-
schulen. 

III. Kooperationsabkommen 

§ 6 
Voraussetzungen für  

Kooperationsabkommen 

(1) Die Justus-Liebig-Universität 
Gießen kann – unter Beachtung der 
allgemeinen Vorgaben des Ersten 
Abschnitts - mit ausländischen Uni-
versitäten und vergleichbaren wis-
senschaftlichen Hochschulen „Ko-
operationsabkommen“ abschließen, 
wenn  

1. der Abschluss im Interesse meh-
rere Fachbereiche einer Fächer-
zone liegt oder 

2. er von mehreren Instituten oder 
Professuren verschiedener Fach-
richtungen zumindest eines 
Fachbereichs getragen wird. 

(2) Kooperationsabkommen können 
auch mit nichtuniversitären ausländi-
schen Institutionen abgeschlossen 
werden, wenn gewährleistet ist, dass 
ihr wissenschaftlicher Rang dem 
einer Universität entspricht. 

(3) Über den Abschluss, die Ände-
rung oder die Aufhebung von Koope-
rationsabkommen entscheidet auf 
Vorschlag eines Dekanats oder meh-
rerer Dekanate das Präsidium der 
Justus-Liebig-Universität.  
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§ 7 

Vorschlag der Fachbereiche  
oder des Fachbereichs 

(1) Wünscht ein Fachbereich oder 
wünschen mehrere Fachbereiche ein 
Kooperationsabkommen mit einer 
ausländischen Hochschule oder 
Institution abzuschließen, legen sie 
der Präsidentin oder dem Präsiden-
ten einen Vorschlag vor. Der Vor-
schlag ist nach Anhörung des Fach-
bereichsrates vom Dekanat bzw. 
nach Anhörung der betroffenen 
Fachbereichsräte von den beteiligten 
Dekanaten zu beschließen.  

(2) In dem Vorschlag ist zu begrün-
den, warum der Abschluss eines 
Kooperationsabkommens für die 
Fachbereiche oder den Fachbereich 
notwendig oder sinnvoll ist. 

(3) In dem Vorschlag sind: 

1. Diejenigen Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler der Justus-
Liebig-Universität mit ihren Na-
men und Fachgebieten zu nen-
nen, die bereits Beziehungen zu 
dieser Hochschule oder Instituti-
on haben; über diese Beziehun-
gen sind nähere Angaben zu ma-
chen.  

2. Mit deren Einverständnis diejeni-
gen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler der Justus-
Liebig-Universität mit Namen und 
Fachgebieten zu nennen, die ein 
starkes Interesse an Beziehun-
gen zu der Hochschule oder Insti-
tution haben. 

3. Angaben über die Hochschule 
oder Institution zu machen, mit 
der das Abkommen abzuschlie-
ßen ist; es sollen Unterlagen bei-
gefügt werden, aus denen die 
Struktur der Hochschule oder In-
stitution erkennbar ist; aus den 
Unterlagen soll ihr wissenschaft-
licher Rang ersichtlich sein. 

(4) Dem Vorschlag ist der Entwurf 
des gewünschten Kooperationsab-
kommens beizufügen. 

§ 8 
Prüfung des Vorschlags  

und des Entwurfs 

(1) Die Präsidentin oder der Präsi-
dent überprüft den Vorschlag nach 
den Vorgaben des Ersten Abschnitts; 
insbesondere überprüft er 

1. die Angaben über den wissen-
schaftlichen Rang der Hochschu-
le oder Institution; 

2. ob der Abschluss des Vertrages 
aus inhaltlichen und formalen 
Gründen notwendig erscheint; 

3. ob durch einen derartigen Vertrag 
weitere Kooperationsmöglichkei-
ten mit anderen wissenschaftli-
chen Hochschulen oder Instituti-
onen des gleichen Landes behin-
dert werden könnten; 

4. ob und inwieweit eine Inan-
spruchnahme von Personal- und 
Sachmitteln der Fachbereiche 
entstehen könnte, die der Fach-
bereich nicht aus seinen Res-
sourcen decken kann. 
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(2) Bejaht die Präsidentin oder der 
Präsident die Voraussetzungen, die 
nach diesen Richtlinien für den Ab-
schluss eines Kooperationsabkom-
mens vorliegen müssen, legt er den 
Vorschlag und den Entwurf des Ab-
kommens dem Präsidium zur Ent-
scheidung vor. 

§ 9 
Fachbereich 

(1) Hat das Präsidium dem Ab-
schluss des vorgeschlagenen Ko-
operationsabkommens zugestimmt 
oder Änderungsempfehlungen gege-
ben, verhandelt der Fachbereich 
oder verhandeln die beteiligten 
Fachbereiche auf dieser Grundlage 
mit der ausländischen Hochschule 
oder Institution über den Abschluss 
des Kooperationsabkommens. 

(2) Der unter Berücksichtigung et-
waiger Vorgaben des Präsidiums 
ausgehandelte Text des Kooperati-
onsvertrages ist nach Anhörung des 
Fachbereichsrates vom Dekanat 
bzw. nach Anhörung der betroffenen 
Fachbereichsräte von den beteiligten 
Dekanaten zu beschließen und der 
Präsidentin oder dem Präsidenten 
zur Unterschrift vorzulegen.  

§ 10 
Kooperationsbeauftragte 

(1) Die oder der Kooperationsbeauf-
tragte wird 

1. bei mehreren beteiligten Fachbe-
reichen auf gemeinsamen Vor-
schlag der betroffenen Dekane 
durch die beteiligten Dekanate  
oder 

2. bei einem beteiligten Fachbereich 
auf Vorschlag des Dekans durch 
das Dekanat 

gewählt. 

(2) Der Name der oder des Koopera-
tionsbeauftragten ist der Präsidentin 
oder dem Präsidenten nach der Wahl 
mitzuteilen. 

§ 11 
Jahresbericht 

(1) Die oder der Kooperationsbeauf-
tragte legt ihren oder seinen Jahres-
bericht der Dekanin oder dem Dekan 
des Fachbereich – bei mehreren 
beteiligten Fachbereichen den Deka-
ninnen und Dekanen - vor und vertritt 
ihn gegebenenfalls auf deren oder 
dessen Aufforderung vor dem Deka-
nat oder den Dekanaten. Nach der 
Beratung im Dekanat erhält die Prä-
sidentin oder der Präsident ein Ex-
emplar des Jahresberichts, gegebe-
nenfalls zusammen mit der Stellung-
nahme des Dekanats hierzu. 

(2) Die Dekanin oder der Dekan 
berichtet einmal im Jahr dem Fach-
bereichsrat über die Entwicklung der 
Kooperationen des Fachbereichs mit 
ausländischen Hochschulen. 
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IV. Austauschabkommen 

§ 12 
Voraussetzungen für  
Austauschabkommen 

(1) Die Justus-Liebig-Universität 
Gießen kann – unter Beachtung der 
allgemeinen Vorgaben des Ersten 
Abschnitts - mit ausländischen Uni-
versitäten und vergleichbaren wis-
senschaftlichen Hochschulen „Aus-
tauschabkommen“ abschließen, 
wenn  

1. der Abschluss im Interesse eines 
Fachbereichs liegt, um den Aus-
tausch von Studierenden sowie 
Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern zu fördern, und 

2. es sich um längerfristige Interes-
sen der Beteiligten handelt. 

(2) Über den Abschluss, die Ände-
rung oder die Aufhebung von Aus-
tauschabkommen entscheidet auf 
Vorschlag des Dekanats das Präsi-
dium der Justus-Liebig-Universität.  

§ 13 
Prüfung des Vorschlags 

(1) Beabsichtigt ein Fachbereich, ein 
Austauschabkommen abzuschlie-
ßen, teilt dies die Dekanin oder der 
Dekan der Präsidentin oder dem 
Präsidenten mit. Der Entwurf des 
Austauschabkommens ist beizufü-
gen.  

(2) Die Präsidentin oder der Präsi-
dent überprüft das Austauschab-
kommen nach den Vorgaben des 
Ersten Abschnitts und des § 12. 

§ 14 
Fachbereich 

(1) Hat die Präsidentin oder der 
Präsident dem Abschluss des vorge-
schlagenen Austauschabkommens 
zugestimmt oder Änderungsempfeh-
lungen gegeben, verhandelt der 
Fachbereich auf dieser Grundlage 
mit der ausländischen Hochschule 
oder Institution über den Abschluss 
des Austauschabkommens. 

(2) Der unter Berücksichtigung et-
waiger Vorgaben der Präsidentin 
oder des Präsidenten ausgehandelte 
Text des Austauschabkommens ist 
nach Anhörung des Fachbereichsra-
tes vom Dekanat zu beschließen und 
dem Präsidium zur Zustimmung 
vorzulegen.  

§ 15 
Austauschbeauftragte 

(1) Die oder der Austauschbeauftrag-
te wird auf Vorschlag der Dekanin 
oder des Dekans vom Dekanat ge-
wählt. 

(2) § 10 Absatz 2 und § 11 gelten 
sinngemäß. 
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V. Schlussbestimmungen 

§ 16 
Schlussbestimmungen 

(1) Diese Richtlinien treten mit ihrer 
schriftlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Sie werden in den „Mitteilun-
gen der Justus-Liebig-Universität 
Gießen (MUG)“ veröffentlicht. Sie 
ersetzen die vom Ständigen Aus-
schuss II erlassenen „Grundsätze für 
Kooperationsabkommen“ vom 3. Juni 
1982. 

(2) Die Partnerschaftsbeauftragten, 
Kooperationsbeauftragten und Aus-
tauschbeauftragten, die im Sommer-
semester 2001 durch die nach dieser 
Richtlinie zuständigen Organe neu 
zu wählen sind, werden für eine 
Amtszeit vom 1. Juni 2001 bis zum 
30. September 2003 gewählt. § 2 
Absatz 1 findet auf die bisherigen 
Beauftragten Anwendung. 

 

Gießen, 2. Mai 2001 

 

Prof. Dr. Stefan Hormuth 

Präsident der 
Justus-Liebig-Universität Gießen 

 

Hinweis: Die schriftliche Bekanntma-
chung ist am 9. Mai 2001 erfolgt. 
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